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Die Unsicherheit in der Beurteilung der internationalen und der westdeutschen Konjunktur, die sich in den vergange-
nen Wochen in der Wirtschaft bemerkbar machte und sowohl zu besorgten Äußerungen als auch wiederum zu optimis-
tischen Gegenäußerungen führte, ist geradezu ein Symptom des erreichten konjunkturellen Zustandes der Hochkon-
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demnach ein Aufschwung, wie er in den Jahren des Hineinwachsens in den Stand der „Vollbeschäftigung“ erzielbar war, 
nicht mehr möglich ist, empfindlicher gegenüber partiellen Abschwächungstendenzen, und die Wirtschaftspsychologie 
ist es infolgedessen in doppeltem Maße! Aus diesem Grunde ist jetzt Klarheit über den tatsächlichen Stand der konjunk-
turellen Problematik noch dringender notwendig als bisher. Um was es jetzt geht, ist nicht, um jeden Preis eine — nicht 
mehr mögliche — Fortsetzung des bisherigen Aufschwungs erzielen zu wollen, sondern das „Mögliche“ an kontinuierli-
chem Wachstum zu sichern, das bestimmt wird durch den laufenden, aus der Bevölkerungsvermehrung resultierenden 
Zugang von Arbeitskräften und das Tempo des technischen Fortschritts, also der sog. „Produktivität“.
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Haushalte in der Grundsicherung geben deutlich mehr für Heizung und Strom aus als vergleichbare Haushalte
Monatliche Mehrausgaben gegenüber Haushalten ohne Grundsicherungsbezug in Euro
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ZITAT

„Obwohl grundsicherungsbeziehende Haushalte starke Anreize zum Sparen beim 

Stromverbrauch haben, sind ihre Ausgaben größer als bei vergleichbaren Haushalten 

ohne Grundsicherung. Das kann an älteren und weniger energieeffizienten Geräten und 

der längeren Anwesenheit zu Hause liegen.” 

— Peter Haan —

AUF EINEN BLICK

Ausgaben für Heizung und Strom: 
Sparanreize greifen nicht für Menschen in der 
Grundsicherung
Von Stefan Bach, Lars Felder, Peter Haan und Wolf-Peter Schill

• Regelungen der Grundsicherung setzen bei den Stromausgaben deutlich größere Sparanreize als 
bei den Heizkosten

• Auswertung von SOEP-Daten ergibt aber, dass grundsicherungsbeziehende Haushalte im 
Vergleich zu ähnlichen Haushalten ohne Grundsicherung höhere Stromausgaben haben

• Grundsicherungsbeziehende haben offenbar nur begrenzte Möglichkeiten, auf finanzielle Anreize 
zu reagieren

• Klima- und sozialpolitische Maßnahmen sollten Anpassungsmöglichkeiten von Haushalten bei 
steigenden Energiekosten in den Fokus nehmen

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Im Rahmen der Grundsicherung werden die tatsächlich anfal-

lenden Heizungsrechnungen übernommen, sofern diese nicht 

unangemessen hoch sind. Dagegen werden Ausgaben für 

Strom lediglich pauschal im Regelsatz berücksichtigt. Somit 

haben Grundsicherungsbeziehende weniger Anreize, ihre 

Ausgaben für Heizenergie zu reduzieren als ihre Ausgaben für 

Strom. Auf Basis von Daten des Sozio-oekonomischen Panels 

(SOEP) zeigt sich, dass Haushalte in der Grundsicherung 

trotz dieser Anreize hohe Stromausgaben haben. Im Durch-

schnitt geben Grundsicherungsbeziehende im Monat fünf 

Euro mehr für die Heizung und neun Euro mehr für Strom aus 

als vergleichbare Haushalte außerhalb der Grundsicherung. 

Dies kann daran liegen, dass die Haushalte nicht ausreichend 

über ihre Ausgaben und Einsparmöglichkeiten für Energie 

informiert sind oder dass sie aufgrund einer schlechten techni-

schen Ausstattung sowie längeren Aufenthaltszeiten zu Hause  

nicht sparen können. Eine Klimapolitik, die Sparanreize durch 

eine steigende CO2-Bepreisung setzen möchte, sollte diese 

Zusammenhänge berücksichtigen. Sie kann nur wirksam sein, 

wenn Haushalte auf Preisanreize reagieren können. Daher 

sind neben steigender CO2-Bepreisung zielgerichtete Förder-

programme für Energieeffizienzmaßnahmen sowie Informati-

onskampagnen für Haushalte erforderlich.

Bei Haushalten, die Bürgergeld (früher Arbeitslosengeld II) 
oder Grundsicherung im Alter beziehen, werden angemes-
sene Ausgaben für das Heizen vom Staat grundsätzlich in 
der Höhe übernommen, in der sie anfallen. Die Ausgaben 
für Strom dagegen werden verbrauchsunabhängig im Rah-
men des Regelsatzes pauschal abgegolten. Für Haushalte mit 
Grundsicherungsbezug1 besteht somit beim Strom ein finan-
zieller Anreiz zu Einsparungen, nicht aber bei der Heizung.

Auf Basis von Daten des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP)2 werden im Folgenden die Ausgaben für Strom und 
Heizung von Haushalten, die Grundsicherung beziehen, mit 
den entsprechenden Ausgaben anderer Haushalte vergli-
chen. Dabei werden relevante Unterschiede wie Einkommen, 
Wohnungsgröße oder Haushaltszusammensetzung berück-
sichtigt. Als Datengrundlage dienen Informationen bis zum 
Jahr 2019. Effekte der Covid-19-Pandemie oder der aktuel-
len Energiepreiskrise in Folge des russischen Angriffskriegs 
gegen die Ukraine sind daher nicht Teil der Untersuchung.

Unterschiedliche Regelungen zu den Ausgaben 
für Heizung und Strom in der Grundsicherung

Das Grundsicherungssystem wurde mit der Einführung 
des Bürgergelds zum 1. Januar 2023 reformiert. Wegen der 
zuletzt deutlich gestiegenen Preise für Strom und Heizen 
wurden auch Änderungen bei den Regelungen für die Über-
nahmen dieser Aufwendungen bei Haushalten mit Trans-
ferbezug gefordert.3 Die Regelungen blieben jedoch im 

1 Zur Grundsicherung zählen neben dem Bürgergeld (früher Arbeitslosengeld II) und der Grund-

sicherung im Alter noch folgende Leistungen der Mindestsicherung: Sozialhilfe, Sozialgeld, Leis-

tungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, Hilfe zum Lebensunterhalt und die Kriegsopferfür-

sorge. In diesem Wochenbericht werden Haushalte, die Bürgergeld oder Grundsicherung im Alter 

beziehen, vereinfacht als Haushalte mit Grundsicherungsbezug definiert.

2 Das SOEP ist eine repräsentative jährliche Wiederholungsbefragung privater Haushalte, die 

seit 1984 in Westdeutschland und seit 1990 auch in Ostdeutschland durchgeführt wird; vgl. Jan Go-

ebel et al. (2018): The German Socio-Economic Panel (SOEP). Journal of Economics and Statistics, 

239(29), 345–360 (online verfügbar, abgerufen am 3. März 2023. Dies gilt auch für alle anderen On-

line-Quellen dieses Berichts, sofern nicht anders vermerkt.).

3 Deutscher Bundestag, Ausschuss für Arbeit und Soziales (2022): Ausschussdrucksache 

20(11)223 (online verfügbar).
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Grundsatz unverändert.4 Ausgaben für Heizenergie (inklu-
sive Heizstrom) als Teil der Kosten der Unterbringung wer-
den weiterhin in der tatsächlich anfallenden Höhe übernom-
men, sofern sie als angemessen eingestuft werden.5 Die 

4 Für das Jahr 2023 steht die Übernahme der Heizkosten einem erweiterten Personenkreis of-

fen. Dies betrifft alle Haushalte, die durch stark gestiegene Heizausgaben ihren Lebensunterhalt 

nicht sichern können, selbst wenn sie aufgrund ihres Einkommens sonst keinen Anspruch auf So-

zialleistungen hätten.

5 Hierzu werden zumeist „Heizspiegel“ und ähnliche Datensammlungen herangezogen, bei de-

nen Vergleichswerte für Energieverbrauch und Heizausgaben von Wohngebäuden ermittelt wer-

den. Dies ist im Einzelfall umstritten, wenn die Vergleichswerte relevante Merkmale nicht berück-

sichtigen.

Ausgaben für Haushaltsstrom werden dagegen wie bisher 
pauschal – also unabhängig vom tatsächlichen Verbrauch – 
abgegolten.6 Für alleinstehende erwachsene Personen wird 
ein Betrag von 40,75 Euro pro Monat veranschlagt, für Part-
ner*innen jeweils 36,61 Euro und für Kinder altersabhängig 
zwischen 8,99 Euro und 21,30 Euro (Kasten 1).

6 Deutscher Bundestag (2022): Gesetz zur Ermittlung der Regelbedarfe nach § 28 des Zwölften 

Buches Sozialgesetzbuch (Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz – RBEG) vom 9. Dezember 2020 (BGBl. 

I S. 2855), §§ 5 und 6 (online verfügbar).

Kasten 1

Regelungen zu den Ausgaben für Heizung und Strom in der Grundsicherung

Die Heizungsrechnungen von Grundsicherungsempfänger*innen 

werden im Rahmen der Kosten der Unterbringung übernommen, 

sofern sie angemessen sind. Darüber hinausgehende Ausgaben 

müssen Grundsicherungsbeziehende selbst tragen.1 Die An-

gemessenheit der Ausgaben orientiert sich am bundesweiten 

Heizspiegel, obliegt aber letztlich der Ermessensentscheidung 

des zuständigen Trägers. Ein Vorschlag, die tatsächliche Strom-

rechnung in voller Höhe zu übernehmen, wurde im Rahmen der 

Verhandlungen zur Einführung des Bürgergeldes verworfen. Die 

Ausgaben von Strom sind weiterhin Bestandteil des Regelbedarfs 

und werden auf Grundlage der alle fünf Jahre erhobenen bundes-

weiten Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) auf Basis 

des Regelbedarfsermittlungsgesetzes bestimmt.2 Für Jahre ohne 

EVS werden die Regelbedarfe mit der Entwicklung der Löhne 

und der Verbraucherpreise fortgeschrieben. Wie auch bei der 

Berechnung des Arbeitslosengeldes II sind hierbei 8,12 Prozent 

des Regelbedarfs Erwachsener als Strompauschale vorgesehen. 

Bei Kindern bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres sind es 

2,83 Prozent, für Kinder zwischen sechs und 13 Jahren 4,43 Pro-

zent und für Jugendliche zwischen 14 und 17 Jahren 5,07 Prozent. 

Je nach Strompreis decken diese Strompauschalen unterschiedli-

che hohe Jahresstromverbräuche ab (Abbildung)

Durch die Erhöhung der Regelbedarfe im Rahmen der Einführung 

des Bürgergeldes erhöht sich somit auch der Betrag für Strom-

ausgaben. Sofern Haushalte Warmwasser dezentral im Haushalt 

erzeugen, beispielsweise mit einem Durchlauferhitzer, kann ein 

Mehrbedarf beantragt werden, der abhängig von der Regelbe-

darfsstufe maximal 2,3 Prozent des Regelsatzes für Erwachsene 

und altersabhängig von 1,4 Prozent des Regelbedarfs für 14- bis 

17-Jährige Kinder, 1,2 Prozent für Kinder zwischen sechs und 13 

Jahre bis zu minimal 0,8 Prozent des Regelbedarfs für Kinder un-

ter sechs Jahren beträgt.3

1 Deutscher Bundestag (2022): Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) vom 16. Dezember 

2022 (BGBl. I S. 2328), § 35 (online verfügbar).

2 Deutscher Bundestag (2020): Gesetz zur Ermittlung der Regelbedarfe nach § 28 des Zwölften 

Buches Sozialgesetzbuch (Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz – RBEG) vom 9. Dezember 2020 (BGBl. 

I S. 2855), § 1 (online verfügbar).

3 Deutscher Bundestag (2020): Zweites Buch des Sozialgesetzbuch vom 9. Dezember 2020 

(BGBl. I S. 2855), § 21 (online verfügbar).

Abbildung

Strompauschalen im Bürgergeld, monatliche Stromrechnungen 
für verschiedene Haushaltstypen und Strompreise
In Euro je Monat 

 



















       














Anmerkungen: Strompauschalen für das Jahr 2023 in Relation zu den monatlichen Stromrechnungen für verschie-
dene angenommene Strompreise; dabei sind fixe Tarifbestandteile vereinfachend in den Strompreisen pro kWh 
berücksichtigt. 

Quelle: Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz.

© DIW Berlin 2023

Bei einem Strompreis von 40 Cent je Kilowattstunde entspricht die gewährte Pau-
schale für Alleinstehende einem Jahresstromverbrauch von 1 223 Kilowattstunden. 

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%5B@attr_id=%27bgbl120s2855.pdf%27%5D
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%5B@attr_id=%27bgbl122s2328.pdf%27%5D
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%5B@attr_id=%27bgbl120s2855.pdf%27%5D
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%5B@attr_id=%27bgbl120s2855.pdf%27%5D
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Die weitgehende Übernahme der tatsächlich anfallenden 
Heizausgaben kann aus sozialpolitischer Sicht begründet 
werden und folgt dem Grundsatz der Abdeckung des Min-
destbedarfs. Dadurch wird garantiert, dass alle Haushalte, 
die für die Grundsicherung berechtigt sind, eine geheizte 
Unterkunft haben. Sie setzt allerdings keine Anreize, den 
Verbrauch zu senken, was aus energie- und klimapoliti-
scher Sicht ein Nachteil ist. Anders ist es bei den Ausga-
ben für Strom. Durch einen pauschalen Betrag, der unab-
hängig vom tatsächlichen Verbrauch gezahlt wird, besteht 
ein finanzieller Anreiz, den Stromverbrauch zu reduzieren. 
Sozialpolitisch kann diese Regelung jedoch problematisch 
werden, wenn einzelne Haushalte deutlich überproportio-
nale Ausgaben für Strom haben oder steigende Stromtarife 
die Haushalte belasten.

Fraglich ist jedoch, ob sich die sozial- und klimapolitischen 
Ziele überhaupt umsetzen lassen. Dafür ist es notwendig, 

dass die Haushalte über die relevanten Informationen zu 
den Regeln und ihren Ausgaben für Heizung und Strom ver-
fügen. Sie müssen auch in der Lage sein, ihren Verbrauch 
anzupassen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass dieser nicht 
nur vom Nutzungsverhalten abhängt, sondern auch von der 
Energieeffizienz der technischen Geräte und der Heizungs-
anlage sowie vom energetischen Zustand des Gebäudes und 
von der Größe der Wohnung. Sparsame Geräte, effizientere 
Heizsysteme oder energetische Sanierungen erfordern in der 
Regel hohe Investitionen, die bei Mietwohnungen nicht in 
den Einflussbereich der Bewohner*innen fallen.

Grundsicherungsbeziehende leben in kleineren 
Wohnungen und häufiger zur Miete

Ein einfacher Vergleich der durchschnittlichen Ausgaben 
für Strom und Heizen zwischen Haushalten mit und ohne 
Grundsicherungsbezug ist nicht aussagekräftig, da sich die 
Haushalte in einigen Merkmalen unterscheiden, die für 
den Energieverbrauch relevant sind (Tabelle 1). Diese kön-
nen einen starken Einfluss auf die Strom- und Heizausga-
ben haben.

Die durchschnittliche Anzahl von Personen in einem Haus-
halt unterscheidet sich kaum zwischen Haushalten mit und 
ohne Grundsicherungsbezug und verschiedenen Einkom-
men und liegt bei jeweils rund zwei Personen. Grundsi-
cherungsbeziehende sind aber deutlich jünger. Der Alt-
ersdurchschnitt aller Haushaltsmitglieder liegt bei grund-
sicherungsbeziehenden Haushalten bei rund 48 Jahren und 
damit knapp sechs Jahre unterhalb des Durchschnitts aller 
Haushalte.7 Dies spiegelt sich auch darin wieder, dass in 
grundsicherungsbeziehenden Haushalten deutlich seltener 
Personen im Rentenalter leben. Außerdem leben Haushalte, 
die Grundsicherung beziehen, in kleineren Wohnungen. Im 
Durchschnitt bewohnen sie eine Fläche von 65 Quadratme-
tern, während es knapp 98 Quadratmeter im Durchschnitt 
der Gesamtbevölkerung sind. Die überwältigende Mehrheit 
der grundsicherungsbeziehenden Haushalte wohnt zudem 
zur Miete und häufiger in älteren Gebäuden. Zudem hei-
zen diese Haushalte deutlich öfter mit Fernwärme anstelle 
von Gas oder Öl.

Grundsicherungsbeziehende haben höhere 
Ausgaben für Strom und Heizung

Für einen detaillierteren Vergleich der Ausgaben von Haus-
halten für Heizung und Strom wird jeweils eine multiva-
riate Regressionsanalyse angewandt (Kasten 2). Die Stich-
probe umfasst dabei alle Befragten des SOEP und ist damit 
repräsentativ für die deutsche Bevölkerung.8 Mithilfe die-
ser Methode kann der Einfluss von Merkmalen wie bei-
spielsweise der Wohnungsgröße oder der Personenanzahl 

7 Der Altersdurchschnitt wurde über alle Haushaltsmitglieder gebildet, die das 13. Lebensjahr 

bereits vollendet haben.

8 Die Ergebnisse eines Vergleichs mit Haushalten unterhalb des Medianeinkommens oder mit 

den ärmsten 20 Prozent der Haushalte, die keine Grundsicherung beziehen, unterscheiden sich 

nur geringfügig.

Kasten 2

Empirische Analyse

Die Daten für die empirische Analyse stammen aus den Be-

fragungsjahren 2011 bis 2020 des SOEP (SOEP v37), dabei 

beziehen sich die Angaben zu den Ausgaben für Strom und 

Heizung auf das jeweilige Vorjahr, sodass die Ausgaben für 

die Jahre 2010 bis 2019 analysiert werden. Um die Vergleich-

barkeit zu gewährleisten, werden Angaben zu den Strom- und 

Heizausgaben aus dem Befragungsjahr 2015 aufgrund eines 

einmalig abweichenden Fragebogendesigns nicht verwendet. 

Haushalte werden für das vorhergehende Befragungsjahr als 

Grundsicherungsbeziehende angesehen, wenn sie angeben, 

im Vorjahr Arbeitslosengeld II oder Grundsicherung im Alter 

empfangen zu haben.

Für die Regressionsanalysen werden weitere SOEP-Daten 

verwendet. Informationen zu den Heizträgern im Haushalt 

wurden nur im Jahr 2015 und 2020 abgefragt; diese Angaben 

werden auf die Vorjahre übertragen. Für die Regressionsana-

lysen werden sämtliche in den Jahren befragten Haushalte 

verwendet, die Angaben zu allen notwendigen Ausgaben und 

Merkmalen gemacht haben. Für die Heterogenitätsanalysen 

werden die Beobachtungen anhand relevanter Charakteristika 

jeweils in zwei Untergruppen eingeteilt (Abbildung 2). Für die 

Unterscheidung zwischen Haushalten mit und ohne Aller-

ziehende werden nur Haushalte betrachtet, in denen Kinder 

leben. Bei allen Regressionen werden folgende Merkmale be-

rücksichtigt: Haushaltsnettoeinkommen, linear und nichtlinear, 

Anzahl und Alter der Personen im Haushalt, Durchschnittsal-

ter, Wohnungsgröße in Quadratmetern, urbane Lage des 

Wohnorts, Heizungsart, Mieterhaushalte, Bundesland, Wär-

medämmung, Doppelverglasung, Arbeitsstunden männlicher 

und weiblicher Arbeitnehmer*innen (linear und nichtlinear), 

Haustyp nach Anzahl der Wohnungen, Baujahr der Wohnung, 

Anteil weiblicher Personen im Haushalt. Zusätzlich wird der 

Effekt der jeweiligen Befragungsjahre berücksichtigt.
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im Haushalt berücksichtigt werden. Auch Unterschiede im 
Einkommen oder in der Zeitverwendung werden einbezo-
gen. Da keine Informationen über die tatsächliche Zeitver-
wendung vorliegen, werden stattdessen die Arbeitsstunden 
herangezogen. Auf diese Weise werden grundsicherungsbe-
ziehende Haushalte mit Haushalten verglichen, die ihnen 
strukturell ähnlich sind.

Es zeigt sich, dass Haushalte in der Grundsicherung im 
Durchschnitt rund fünf Euro im Monat mehr für ihre Hei-
zung und neun Euro mehr für Strom ausgeben als ver-
gleichbare Haushalte (Abbildung 1). Die Ausgaben unter-
scheiden sich, unabhängig von Grundsicherungsbezug, in 
weiteren Merkmalen. Ein höheres Haushaltsnettoeinkom-
men zieht höhere Ausgaben für Strom und Heizen nach 
sich. Haushalte mit einem monatlichen Nettoeinkommen 
von 3 000 Euro geben zum Beispiel rund drei Euro mehr 
für Strom aus als Haushalte mit einem Einkommen von 
1 000 Euro bei sonst vergleichbaren Merkmalen. Die Ausga-
ben nehmen mit der Wohnfläche und der Anzahl der Perso-
nen im Haushalt zu. Für jede zusätzliche volljährige Person 
im Haushalt steigen die monatlichen Ausgaben für Strom 
um rund zwölf Euro und für das Heizen um rund sechs 
Euro. Haushalte, in denen mindestens eine Person mit Ren-
tenbezügen lebt, haben höhere Ausgaben, möglicherweise 
weil diese Personen unabhängig von der Arbeitszeit mehr 
Zeit zuhause verbringen. Eine moderne Wärmedämmung 
führt hingegen zu reduzierten Ausgaben für Strom und auch 
für Heizen. Gleiches gilt für Haushalte, die in Neubauten 
wohnen und allgemein für Haushalte, die in Gebäuden mit 

vielen Wohnungen wohnen im Vergleich zu Haushalten in 
freistehenden Häusern.

Grundsicherungsbeziehende Haushalte weisen also sig-
nifikant höhere Ausgaben für Strom und für Heizung auf 
als vergleichbare Haushalte. Dies steht im Widerspruch zu 
den Anreizen, die durch die Art der Berücksichtigung die-
ser Kosten in der Grundsicherung gegeben sind. Danach 
wäre zu erwarten gewesen, dass Haushalte bei den Ausga-
ben für Strom mehr sparen als bei den Heizausgaben; die 
Preisanreize scheinen nicht zu greifen.9

Erhöhte Ausgaben auch in relevanten 
Teilgruppen

Unter sozialpolitischen Gesichtspunkten ist von Interesse, 
welche Haushaltstypen in besonderem Ausmaß höhere 
Ausgaben für Strom und Heizung schultern müssen. Eine 
Auswertung der Daten nach verschiedenen Haushaltstypen 

9 Andere Studien kommen zu ähnlichen Ergebnissen. Beispielsweise zeigen Heindl et al., dass 

Haushalte in der Grundsicherung kaum auf steigende Strompreise reagieren und allgemein mehr 

für Strom ausgeben, als im Regelsatz vorgesehen ist. Vgl. Peter Heindl et al. (2017): Zum Stromkon-

sum von Haushalten in Grundsicherung: Eine empirische Analyse für Deutschland. Perspektiven 

der Wirtschaftspolitik, 18(4), 348–367 (online verfügbar).

Tabelle 1

Haushalte in der Grundsicherung im Vergleich

Alle
Haushalte in der 
 Grundsicherung

Anzahl Personen im Haushalt 2,0 1,9

Altersdurchschnitt in Jahren 54,2 48,3

Wohnfläche in m2 97,6 65,2

In Prozent

Anteil Haushalte zur Miete 53 95

Anteil Haushalte mit Personen über 65 Jahre 37 19

Anteil Baujahr vor 1948 23 20

Anteil Baujahr zwischen 1949 bis 1971 26 34

Anteil Baujahr zwischen 1972 bis 1990 23 23

Anteil Baujahr nach 1991 19 9

Anteil Baujahr unbekannt 9 14

Anteil Heizung - Gas 46 41

Anteil Heizung - Öl 25 17

Anteil Heizung - Fernwärme 15 32

Anteil Heizung - Strom 6 6

Anteil Heizung - Holz 4 2

Anteil Heizung - Sonstige 4 2

Fälle in Stichprobe 18 977 1 138

Anmerkungen: Der Altersdurchschnitt wurde über alle Haushaltsmitglieder gebildet, die das 
13. Lebensjahr bereits vollendet haben. Heizung - Sonstige enthält Flüssiggas, Solarwärme, 
Umweltwärme, Kohle, Biomasse (außer Holz). Haushalte in institutionellen Wohnungen wie 
beispielsweise Altenheimen werden bei der Analyse ausgeschlossen.

Quelle: SOEP v37 für das Jahr 2019.

© DIW Berlin 2023

Abbildung 1

Einfluss ausgewählter Merkmale auf die monatlichen Ausgaben 
für Heizung und Strom
In Euro

        

























Anmerkungen: Die vertikalen Linien zeigen das 95-Prozent-Konfidenzintervall. Das bedeutet, dass in 95 Prozent der 
Fälle der tatsächliche Wert innerhalb des Intervalls liegt.

Quelle: SOEP v37.

© DIW Berlin 2023

Haushalte in Grundsicherung geben im Durchschnitt jeden Monat knapp neun Euro 
mehr für Strom und fünf Euro mehr für Heizung aus als vergleichbare Haushalte. 

https://www.degruyter.com/document/doi/10.1515/pwp-2017-0009/pdf
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grundsicherungsbeziehenden Haushalte sowohl bei der 
Heizung als auch beim Strom recht niedrig. Offenbar fallen 
Nachteile beim energetischen Zustand der Wohnung oder 
bei Elektro geräten bei Einpersonenhaushalten weniger ins 
Gewicht als bei Mehrpersonenhaushalten. Bei den Alleiner-
ziehenden sind die Mehrausgaben beim Strom niedriger, bei 
den Nicht-Alleinerziehenden die Mehrausgaben für die Hei-
zung. Dabei wurden alle Haushalte ohne Kinder aus der Schät-
zung ausgeschlossen, daher steigt hier die Unsicherheit weiter 
an, die Unterschiede sind daher nicht statistisch signifikant.

Fazit: Klimapolitische Preisanreize mit 
Informationskampagnen und Fördermaßnahmen 
flankieren

Im Rahmen der Grundsicherung übernimmt der Staat die 
tatsächlich anfallenden Heizungsrechnungen. Dagegen wer-
den Ausgaben für Strom lediglich pauschal im Regelsatz 
berücksichtigt. Somit besteht ein Sparanreiz für Grundsi-
cherungsbeziehende bei den Stromausgaben, aber nicht bei 
den Heizungsausgaben.

Ein Vergleich ähnlicher Haushalte mit und ohne Bezug von 
Grundsicherungsleistungen zeigt, das Grundsicherungs-
beziehende im Durchschnitt fünf Euro im Monat mehr für 
die Heizung und neun Euro mehr für Strom ausgeben als 
vergleichbare Haushalte, die keine Grundsicherung bezie-
hen. Haushalte in der Grundsicherung scheinen den vor-
handenen Sparanreizen beim Strom also nicht zu folgen. 

bestätigt die bisherigen Ergebnisse (Abbildung 2).10 Die 
Abgrenzung „Alle“ zeigt die berechneten Mehrausgaben in 
Durchschnitt aller Haushalte.  Aufgrund der kleineren Stich-
probe in manchen der Unterteilungen ist die Schätzunsicher-
heit dabei allerdings größer, daher ist auch das abgebildete 
95-Prozent-Konfidenzintervall breiter. Besonders stark unter-
scheiden sich die Mehrausgaben bei der Heizung von grund-
sicherungsbeziehenden Haushalten und anderen Haushal-
ten, wenn mindestens eine Person mit Renteneinkünften im 
Grundsicherungshaushalt lebt. Dies kann daran liegen, dass 
ältere Menschen besonders viel Zeit zu Hause verbringen, 
unabhängig davon, ob sie Grundsicherung beziehen. Dies 
kann den höheren Heizenergiebedarf von Rentner*innen 
erklären, der gerade bei schlechtem Sanierungsstand oder 
schlechter Dämmung bei Haushalten mit Grundsicherungs-
bezug höhere Ausgaben verursacht als bei den Vergleichs-
haushalten. Beim Strom dagegen sind die Mehrausgaben 
bei Grundsicherungshaushalten von Rentner*innen nied-
riger. Dies dürfte auf Unterschiede im Nutzungsverhalten 
zurückzuführen sein.

Dagegen zeigen sich keine relevanten Unterschiede zwi-
schen Haushalten mit und ohne Grundsicherungs-
bezug im Osten und im Westen Deutschlands. In der 
Gruppe der Alleinstehenden liegen die Mehrausgaben der 

10 Dabei werden weiterhin relevante Merkmale der Haushalte wie Einkommen, Wohnungsgröße 

oder Arbeitsstunden berücksichtigt.

Abbildung 2

Mehrausgaben für Heizung und Strom von Haushalten in der Grundsicherung gegenüber vergleichbaren Haushalten in 
ausgewählten Gruppen
In Euro je Monat

 





















  









Anmerkung: Die vertikalen Linien zeigen das 95-Prozent-Konfidenzintervall. Das bedeutet, dass in 95 Prozent der Fälle der tatsächliche Wert innerhalb des Intervalls liegt.

Quelle: SOEP v37.

© DIW Berlin 2023

In allen Gruppen gilt, dass Haushalte in der Grundsicherung deutlich mehr für Heizung und Strom ausgeben als Vergleichshaushalte.
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Dies kann daran liegen, dass Haushalte ihre Ausgaben für 
Strom nicht genau kennen, dass konkrete Einsparmaßnah-
men und -potenziale unbekannt sind, oder dass sie aufgrund 
einer schlechten technischen Ausstattung nicht sparen kön-
nen. Bei Grundsicherungsbeziehenden und anderen Haus-
halten mit niedrigen Einkommen spielen hierbei auch die 
geringen finanziellen Spielräume eine Rolle.

Diese Befunde können für die Ausgestaltung der Klimapoli-
tik relevant zu sein. Zentrales Steuerungsinstrument der Kli-
mapolitik ist eine künftig steigende Bepreisung des CO2-Aus-
stoßes über den europäischen beziehungsweise nationalen 
Emissionshandel, wodurch fossile Heizenergieträger und 
Strom verteuert werden. Wenn Haushalte aus den genannten 
Gründen nicht auf die Sparanreize reagieren können, dürfte 
die Klimapolitik bei diesen Gruppen nicht wirksam werden.

Daher sind Aufklärungs- und Informationskampagnen wich-
tig, um Anreize und Einsparmöglichkeiten transparenter zu 
machen. Flankiert werden sollten solche Maßnahmen mit 
Förderprogrammen, die es Haushalten in der Grundsiche-
rung und mit niedrigen Einkommen erleichtern, energie-
effizientere Geräte anzuschaffen. Ferner müsste die Effek-
tivität der Förderung der energetischen Gebäudesanierung 
erhöht werden.11

11 Insbesondere muss dabei dem Mieter-Vermieter-Dilemma Rechnung getragen werden: In-

vestitionsentscheidungen für die energetische Gebäudesanierung müssen von den Vermieter*in-

nen getroffen werden, Einsparungen bei der Heizenergie fallen dagegen bei den Mieter*innen an. 

Vermieter*innen können Sanierungskosten über die sogenannte Modernisierungsumlage auf die 

Kaltmiete umlegen; dieser Aufschlag hängt jedoch nicht direkt mit den tatsächlich erzielten Heiz-

energieeinsparungen zusammen. Vgl. Stefan Bach et al. (2019): CO2-Bepreisung im Wärme- und 

Verkehrssektor: Diskussion von Wirkungen und alternativen Entlastungsoptionen. DIW Politikbera-

tung kompakt 140, Kapitel 5 (online verfügbar).

JEL: Q41, H53, D31
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1. Herr Felder, für Menschen, die in Grundsicherung leben, 

werden die tatsächlich anfallenden Heizkosten über-

nommen, für die Stromausgaben hingegen gibt es eine 

Pauschale. Es gibt also einen Anreiz, Strom zu sparen, 

nicht aber Heizenergie? Grundsicherung bezeichnet hier 

Arbeitslosengeld II oder Grundsicherung im Alter. Es gibt für 

diese Personen auch einen gewissen Anreiz, Heizenergie 

zu sparen, weil nur angemessene Kosten für die Heizener-

gie übernommen werden. Wenn also ein Haushalt sehr 

hohe Heizausgaben hat, wird der Betrag nicht vollstän-

dig übernommen. Beim Strom hingegen gibt es nur eine 

Pauschale als Teil des Regelsatzes und jeder Euro, der über 

diese Pauschale hinaus ausgegeben wird, ist ein Euro, der 

für andere Ausgaben nicht zur Verfügung steht. Das ist ein 

eindeutig stärkerer und auch viel sichtbarerer Sparanreiz für 

Haushalte.

2. Wie reagieren die Haushalte in der Grundsicherung auf 

diese unterschiedlichen Anreize? Für diese Analyse haben 

wir die Haushalte in Grundsicherung mit Haushalten vergli-

chen, die nicht in der Grundsicherung sind, aber ansonsten 

ähnliche Haushaltsmerkmale aufweisen. Wir stellen fest, 

dass Haushalte in Grundsicherung rund fünf Euro mehr im 

Monat für Heizenergie ausgeben und rund neun Euro mehr 

für Strom. Wir sehen hier also bei beiden Posten höhere 

Ausgaben, aber bei Strom ist diese Erhöhung noch einmal 

deutlich stärker. Das ist genau das Gegenteil von dem, was 

wir aufgrund der Anreizstruktur eigentlich erwarten würden.

3. Wie ist es zu erklären, dass die Ausgaben für Strom höher 

sind als erwartet? Es könnte unter anderem an einem 

schlechteren Standard der Elektrogeräte liegen, die diese 

Haushalte haben. Die Geräte sind wahrscheinlich älter und 

ineffizienter. Es kann aber auch auf das Nutzungsverhalten zu-

rückzuführen sein, weil den Haushalten Informationen fehlen 

und ihnen die Kosten für den Stromverbrauch nicht klar sind.

4. Inwieweit hängen die Ausgaben für Heizung und Strom 

vom Haushaltstyp ab? Wir haben die Haushalte noch 

einmal nach bestimmten Charakteristika aufgeteilt und 

unter anderem herausgefunden, dass Haushalte, in denen 

Rentner*innen oder sehr alte Personen leben, noch einmal 

deutlich höhere Heizenergieausgaben haben als ver-

gleichbare Haushalte. Das könnte daran liegen, dass diese 

Personen deutlich mehr Zeit zu Hause verbringen und auch 

eine wärmere Wohnung benötigen. Dabei fallen dann eine 

schlechtere Isolierung der Wohnung und eine ineffizientere 

Heizung noch einmal stärker ins Gewicht.

5. Was bedeuten Ihre Ergebnisse für die Klimapolitik, die 

ja Sparanreize setzen möchte? In der Klimapolitik werden 

Sparanreize durch eine Bepreisung des CO2-Ausstoßes 

gesetzt, also durch eine Verteuerung von CO2-intensiven 

Energieträgern. Unsere Ergebnisse zeigen, dass Haushalte, 

die in Grundsicherung leben, auf diese Anreize teilweise 

nicht reagieren können oder es zumindest nicht tun. Hier 

besteht die Gefahr, dass die Klimapolitik bei Grundsiche-

rungsempfänger*innen nicht so funktioniert, wie wir es bei 

anderen Haushalten kennen oder uns erhoffen.

6. Menschen, die sowieso sehr wenig Geld haben, können 

kaum noch sparen. Ist es dennoch denkbar, auch hier 

Energie einzusparen? Denkbar und auch notwendig wäre 

es, die Anschaffung von neuen und effizienteren Elektroge-

räten stärker finanziell zu fördern. Solche Geräte, beispiels-

weise ein neuer Kühlschrank, müssen grundsicherungsbe-

ziehende Haushalte normalerweise aus ihren Regelsätzen 

begleichen. Eine Beantragung der Kostenübernahme ist 

aufwändig und oft nicht möglich. Eine flankierende Maßnah-

me könnte eine Aufklärungs- oder Informationskampagne 

sein, um über die tatsächlichen Verbräuche und Kosten von 

Strom und Heizenergie zu informieren.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Lars Felder, studentischer Mitarbeiter  

der Abteilung Staat im DIW Berlin
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in Grundsicherung höher“
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Nun ist es vollbracht. Die letzten Atomkraftwerke in Deutsch-

land sind am vergangenen Samstag vom Netz gegangen. 

Damit ist die Stromerzeugung aus Atomenergie in Deutsch-

land Geschichte. Die einen feierten dies mit „Ausstiegspar-

tys“, andere wollen immer noch nicht wahrhaben, dass nun 

endgültig Schluss ist mit der Atomenergie, und kämpfen für 

den Weiterbetrieb in Länderregie. Die Gespensterdebatten um 

die Atomenergie reißen nicht ab. Gemessen an Intensität und 

Quantität der Warnungen vor nun folgenden Stromengpässen 

könnte man den Eindruck bekommen, die Atomkraftwerke hät-

ten 50 Prozent der gesamten Stromerzeugung produziert. 

Fakt ist jedoch: Die restlichen drei Atomkraftwerke haben 

weniger als fünf Prozent zur Stromerzeugung in Deutschland 

beigetragen. Dass wir in Deutschland problemlos die restlichen 

Atomkraftwerke abschalten können, ohne dass die Lichter 

ausgehen, haben die vergangenen Monate bezeugt. Und eine 

Abschaltung wäre auch schon am 1. Januar möglich gewesen. 

Der letzte Winter hat gezeigt, dass die Gefahr eines Blackouts 

nie bestand. Weder sorgt der Beitrag zur Stromproduktion 

durch Atomkraftwerke für sinkende Strompreise noch für 

sinkende Emissionen. 

Ohnehin ist das Kapitel Atomenergie nicht abgeschlossen: Die 

Kraftwerke müssen aufwändig rückgebaut werden, was Jahr-

zehnte dauern kann. Die Suche nach einem Endlager wird auf 

mindestens weitere 30 Jahre geschätzt. Und es ist ein Mythos 

anzunehmen, dass nun überall um uns herum und weltweit die 

Atomenergie auf dem Vormarsch ist, das Gegenteil ist der Fall: 

Wie unsere jüngste DIW Studie vom März gezeigt hat, gehen 

bis zum Jahr 2040 weltweit rund 200 Kernkraftwerke vom Netz 

und nur 53 werden aktuell neugebaut. Bei rund der Hälfte der 

laufenden Projekte treten derzeit teils erhebliche Verzögerun-

gen von bis zu zehn Jahren auf. Der Anteil der Atomenergie an 

der Strom erzeugung geht immer weiter zurück: Lag er im Jahr 

1985 bei mehr als 15 Prozent, so ist er bis 2021 auf unter zehn 

Prozent gefallen. Auch sind wir nicht „umzingelt“ von Atome-

nergie, in Europa gibt es nur wenige Neubauprojekte, die Hälfte 

aller Länder hat gar keine Atomenergie.

Es ist also irreführend, von einer weltweiten Renaissance der 

Atomkraft zu sprechen und Deutschland damit Rückschrittlich-

keit zu attestieren, wenn es aus der Atomkraft aussteigt. Zu viel 

spricht gegen die Atomenergie. Nicht nur ist der Neubau von 

Kraftwerken langwierig, teuer und ohne staatliche Subven-

tionen nicht finanzierbar. Genau deswegen gibt es so wenig 

Neubauprojekte. Würde man externe Kosten wie Neubau und 

Endlagerung einrechnen, zeigt sich, wie teuer Atomenergie 

tatsächlich ist. Atomenergie macht nur Verluste und muss 

staatlich subventioniert werden, um sich überhaupt zu tragen. 

Erneuerbare Energien und Windstrom sind hingegen deutlich 

billiger.

Auch die angeblich neue Atomtechnik von kleinen Reaktoren 

entpuppt sich bei näherem Hinsehen als Fata Morgana. Der 

Blick nach Frankreich zeigt zudem: Atomkraft ist keine zuverläs-

sige Energiequelle. Mehr als die Hälfte der AKW dort war wegen 

verschiedener Probleme zeitweise nicht am Netz. Deshalb 

mussten wir Frankreich mit Strom aushelfen – nicht umgekehrt. 

Der Betrieb der Atomanlagen hat den Umstieg auf erneuerbare 

Energien stets behindert, da Atomkraftwerke in der Kombina-

tion mit erneuerbaren Energien zu inflexibel sind und den Weg 

versperren für die echte Energiewende mit erneuerbaren Ener-

gien. Es ist gut und richtig, die Kraftwerke endlich abzuschalten 

und die Gespensterdebatten zur Atomenergie zu beenden. Um 

es zusammenfassend zu sagen: Atomenergie ist zu teuer, zu 

langsam, zu gefährlich und zu blockierend.

Mit genau der Leidenschaft und Intensität, mit der aktuell über 

den Sinn und Unsinn des Atomausstiegs debattiert wird, sollte 

jetzt endlich nach vorn geschaut und die echte Energiewende 

mit Energiesparen und erneuerbaren Energien umgesetzt wer-

den. Nach dem Ausstieg kommt der Einstieg: in die erneuerba-

ren Energien und Energiesparen. Wir sollten nun „Einstiegspar-

tys“ feiern – mit allen Bürgerenergien in ganz Deutschland!

Claudia Kemfert ist Leiterin der Abteilung Energie, 

Verkehr, Umwelt  
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